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Norm

AVG §38;

FlVfGG §17 Abs2;

FlVfGG §18;

FlVfLG Tir 1996 §38 Abs3;

FlVfLG Tir 1996 §38 Abs4 litb;

FlVfLG Tir 1996 §74 Abs5;

VwGG §34 Abs1;

Rechtssatz

Die behördliche Genehmigung der Absonderung von Anteilsrechten von der Stammsitzliegenschaft iSd § 38 Abs 3 Tir

FlVfLG 1996 stellt keinen bindenden Abspruch über Bestand und Umfang solcher Anteilsrechte dar. Sie ist lediglich

eine der Voraussetzungen dafür, dass ein bestehendes Anteilsrecht auf eine andere Stammsitzliegenschaft übertragen

werden darf. Hingegen kann die Genehmigung bisher nicht bestehende Anteilsrechte nicht begründen und

bestehende nicht in ihrem Umfang verändern. Bestand und Umfang der Anteilsrechte sind im Verfahren zur

Genehmigung der Absonderung für die genehmigende Behörde Vorfragen, über die nicht bindend zu entscheiden ist.

(Hier meinen die Bf unzutre?ender Weise, durch die Genehmigung der Absonderung würden Weiderechte Dritter

begründet, die bisher nicht bestanden und dadurch würden die bereits bestehenden Weiderechte der Bf

eingeschränkt.)
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